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Tagesordnungspunkt.
Scanfahrzeuge im Testbetrieb in Düsseldorf
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,
 
die Anfrage der Fraktion B90/Die Grünen + Volt zum Thema „Scanfahrzeuge im Testbetrieb in 
Düsseldorf“ aus der Sitzung des Ausschusses für Bürgerdienste, öffentliche Ordnung, Anregungen 
und Beschwerden vom 16.12.2025 beantworte ich wie folgt:
 
Aufgrund der o.g. Bitte der Fraktion B90/Die Grünen + Volt hat die Verkehrsüberwachung des 
Ordnungsamtes Dortmund Kontakt zum Ordnungsamt Düsseldorf aufgenommen und um 
Informationen zum dortigen testweisen Einsatz eines Scanfahrzeugs zur Parkraumüberwachung 
gebeten. Folgende Informationen liegen nunmehr vor.
 
Bislang wurde in Düsseldorf lediglich ein Test mit einem hierzu vom niederländischen Anbieter Arvoo 
zur Verfügung gestellten Scanfahrzeug durchgeführt. Dieser fand am 21.08.2025 statt und dauerte 
etwa drei Stunden. In dieser Zeit wurden auf einer ca. zwei Kilometer langen, vordefinierten Strecke im
Innenstadtbereich Falschparker auf Radwegen identifiziert und mittels Fotos dokumentiert. Bei diesen 
entgegen den Regelungen der Straßenverkehrsordnung geparkten Fahrzeugen handelte es sich um 
zivile Einsatzfahrzeuge des Ordnungsamtes, die zu Testzwecken auf Radwegen abgestellt wurden. 
Der weitere Ablauf der Bearbeitung war nicht Gegenstand des Testlaufs, sodass keine Aussagen zur 
Sichtung und Bewertung der Aufnahmen sowie zur Verarbeitung mittels der bei der Stadt Düsseldorf 
zum Einsatz kommenden Software WinOWiG getroffen werden können.
 
Für den Test und den Einsatz von Scanfahrzeugen gelten in Düsseldorf die gleichen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen wie in Dortmund. Vor diesem Hintergrund hat die Stadt Düsseldorf 
den Test auf Verstöße beschränkt, bei denen ein konkreter Anfangsverdacht – zum Beispiel das Halten
in einer Feuerwehrzufahrt oder auf dem Radweg – gegeben ist. Gleiches würde für eine mögliche 
zukünftige Verwendung der modernen Technik im Echtbetrieb gelten, solange die landesgesetzlichen 
Grundlagen keine Änderung erfahren.
 
Da Scanfahrzeuge im Grundsatz jedes geparkte Fahrzeug erfassen – nicht nur die tatsächlich falsch 
geparkten – entstehen große Mengen personenbezogener Daten. Dadurch werden Risiken im Hinblick 
auf Überwachung, Fehlinterpretationen und möglichen Datenmissbrauch gesehen, die durch klare 
gesetzliche Regelungen und eine entsprechende Vorfilterung der erfassten Daten minimiert werden 
können.
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Einige Bundesländer haben bereits rechtliche Grundlagen für weitergehende automatisierte Kontrollen
geschaffen. Beispielsweise trat in Baden-Württemberg im März 2025 das Landesmobilitätsgesetz in 
Kraft, das neben einigen weiteren digitalen Instrumenten auch den datenschutzkonformen und 
flächendeckenden Einsatz von Scanfahrzeugen zur Parkraumüberwachung erlaubt.
 
In rechtlicher Hinsicht wäre ein Modellversuch unter den Voraussetzungen, die in Düsseldorf zum 
Tragen kommen, auch in Dortmund möglich. Erstellt werden sollte angesichts der notwendigen 
Beschränkung auf bestimmte Tatbestände zudem eine Prognose zur konkreten Effizienz eines 
Scanfahrzeugs im Dortmunder Stadtgebiet. Trotz vergleichbar großer Einwohnerzahl und Stadtfläche 
besteht hinsichtlich der Länge des jeweiligen Straßennetzes ein erheblicher Unterschied zwischen den
Städten. Düsseldorf verfügt über ca. 1250 Straßenkilometer während in Dortmund etwa 2060 
Straßenkilometer in den Zuständigkeitsbereich der Stadtverwaltung und damit auch der 
Verkehrsüberwachung des Ordnungsamtes fallen.
Für den Einsatz eines Scanfahrzeugs ist es erforderlich, dass dieses auf eine digitale Datenbasis 
zugreifen kann, die die präzisen Standorte der geltenden verkehrsrechtlichen Anordnungen (z.B. 
Beschilderung eines Haltverbots) enthält. Die durch den Scanvorgang gewonnenen Erkenntnisse 
können dann automatisch mit der Datenbasis abgeglichen und Verstöße erkannt werden. Ein solches 
Verzeichnis müsste zunächst im Zusammenwirken verschiedener städtischer Fachbereiche (ggf. FB 
66, FB 61, FB 62, FB 10, FB 32) erstellt werden, was bei einem großen Straßennetz mit einem 
erheblichen Aufwand verbunden ist. Effizienz und Praxistauglichkeit von Scanfahrzeugen werden in 
tatsächlicher Hinsicht auch durch Ausnahmegenehmigungen, wie z.B. Parkausweise für 
Schwerbehinderte, Handwerkerparkausweise oder Bewohnerparkausweise bedingt. Nicht alle dieser 
Ausnahmegenehmigungen werden kennzeichengebunden erteilt. Dies wäre aber die Voraussetzung 
für ein automatisches Erkennen von Verstößen. Ähnliches gilt für die Kontrolle von 
parkraumbewirtschafteten Bereichen. Hierbei handelt es sich um eine Aufgabe der 
Verkehrsüberwachung, die sehr zeit- und personalintensiv ist und in den letzten Jahren im Zuge der 
Verkehrswende stark an Bedeutung gewonnen hat, sodass perspektivisch der Einsatz von 
Scanfahrzeugen hier besonders zur Effizienzsteigerung beitragen könnte. Jedoch wäre auch hier die 
Voraussetzung, dass erworbene Parkscheine digital, in Echtzeit und mit Bezug zum Kennzeichen des 
abgestellten Fahrzeugs erfasst werden, um einen Abgleich zu ermöglichen. Das bisher übliche 
Auslegen eines Parkscheins hinter der Windschutzscheibe genügt diesen Anforderungen nicht.
 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten:
 
Die Verkehrsüberwachung begrüßt den Testbetrieb eines Scanfahrzeugs, insbesondere um 
Erfahrungen mit der Technik zu sammeln und die Potenziale für die Überwachung des ruhenden 
Verkehrs in Dortmund zu bewerten.
 
Allerdings gibt es in Nordrhein-Westfalen anders als z. B. in Baden-Württemberg bislang keine 
hinreichende rechtliche Grundlage für den automatisierten Einsatz von Scanfahrzeugen. 
 
Zudem sind die tatsächlichen Voraussetzungen — insbesondere eine flächendeckende, aktuelle und 
digitale Datenbasis sowie die konsequente Digitalisierung von Sonderparkausweisen und 
Parkscheinen — momentan nicht ausreichend gegeben.
 
Erst bei verbesserter Dateninfrastruktur und rechtlicher Klarheit wäre ein effizienter und 
datenschutzkonformer Einsatz eines Scanfahrzeugs realistisch.
 
 
Mit freundlichen Grüßen
 
 
 
 
Norbert Dahmen
Stadtrat
 
 




